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Industriekultur erhalten!

Erbe von Bergbau und Stahlindustrie
touristisch nutzen

So sind das Erlebnisbergwerk Velsen
in Saarbrücken-Klarenthal mit dem Aus-
bildungsstollen, der noch funktionsfä-
higen Förderanlage aus dem Anfang
des letzten Jahrhunderts sowie der
alten Kaffeeküche ein großartiges En-
semble. Dieses könnte ein spannen-
der und leicht erschließbarer kultur-
industrieller Standort mit hoher
Freizeitqualität werden. Auch ist eine
grenzüberschreitende Gesamtge-
staltung unter Einbeziehung der Hal-
de St. Charles zwischen Großrosseln
und Dorf im Warndt, auf der zwei Ab-
sinkweiher liegen, sinnvoll.

Hier steckt ein Entwicklungs-
potenzial, das zu erschließen eine
Aufgabe für den Eurodistrikt und den
Kooperationsrat des Regionalver-
bandes ist. Von Seiten des Landes
wie des Regionalverbandes und der

Landeshauptstadt Saarbrücken müs-
sen durch eine koordinierte Planung
konkrete Schritte folgen.

Dies gilt auch für andere ehemalige
Förderanlagen zur Kohle oder Stahl-
gewinnung im Saarland. Kohle, Eisen
und Stahl haben die wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Entwicklung des
Saarlandes entscheidend geprägt.
Das kulturelle Erbe des Saarbergbaus
und der Eisenindustrie einfach dem
Vergessen anheim fallen zu lassen,
macht die kulturpolitischen Defizite
der Landesregierung deutlich.

Die Forderungen unserer Fraktion wer-
den vom kulturpolitischen Sprecher
der Linken im Landtag, Lothar
Schnitzler, unterstützt.

Jürgen Trenz, Fraktionsvorsitzender

„Wir wollen, dass eine Kommission gebildet wird, die sich mit den Zeug-
nissen des Saarländischen Bergbaus und der Stahlindustrie beschäf-
tigt und Nutzungsvorschläge erarbeitet“, fordert Fraktionsvorsitzender
Jürgen Trenz. „Es genügt nicht, eine Liste erhaltenswerter Baudenkmä-
ler zu erstellen, ohne eine touristische Nutzung mit zu bedenken.“

Tragödie in Burbach
Eine Meldung, die auch bundesweit
Schlagzeilen machte, erschütterte in
den vergangenen Wochen die Saar-
brücker. Am 12. Juli fand die Polizei
eine Frau und ein kleines Kind tot in
ihrer Wohnung im Stadtteil Burbach
auf. Die Polizei geht von einem mög-
licherweise erweiterten Suizid aus, ein
Gewaltverbrechen wird ausgeschlos-
sen.

Bei der toten Frau handelte es sich
um eine 36-jährige Brasilianerin, die
schon seit elf Jahren in Deutschland
lebte. Das tot aufgefundene Kind ist
ihr 2-jähriger Sohn gewesen. Nach
Medienberichten hatte die Bur-
bacherin ihren Aufenthaltsstatus An-
fang 2011 nicht mehr verlängert und
beantragte auch nicht die weitere
Bewilligung von Arbeitslosengeld II.
Wie die kleine Familie ohne Geld für
Miete, Strom, Heizung, Lebensmittel
und Krankenversicherung überleben
konnte und sollte, bleibt unklar.

DIE LINKE forderte aufgrund der sehr
spärlichen Informationen in der Öf-
fentlichkeit eine Sondersitzung des
Jugendhilfeausschusses. Dies lehn-
te die Verwaltung mit der Begrün-
dung ab, eine solche Sitzung sei
rechtlich nicht zulässig. Nachdem
jedoch zwei weitere Fraktionen jetzt
ebenfalls reagierten, befasste sich
zumindest der Regionalverbandsaus-
schuss mit dem tragischen Fall.
DIE LINKE empfahl mit den Untersu-
chungen und Erkenntnissen offensiv
umzugehen. Außerdem müssten die
Abläufe auch auf Lücken in der Sozial-
gesetzgebung des Bundes unter-
sucht werden.

Das Jugendamt teilte immerhin nach
dieser Sitzung öffentlich mit, dass ein
externer Sachverständiger die inter-
nen Abläufe und die Zusammenarbeit
mit anderen Behörden des Regional-
verbandes überprüfen werde.

Dagmar Trenz,
Jugendpolitische Sprecherin

Grubenmuseum KleinrosselnHalle der ehemaligen Grube Velsen
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Bereits zum dritten Mal hatte unsere
Fraktion zur Teilnahme an der Vélo
SaarMoselle des Eurodistrict aufgeru-
fen. Mit dabei waren auch der Saar-
brücker Bundestagsabgeordnete
Thomas Lutze, der Mitglied im
Verkehrsausschuss ist, und der
Landtagsabgeordnete Lothar
Schnitzler. Die „linke Tour“ ging vom
Saarkran in Saarbrücken bis nach
Großblittersdorf. Dabei wurden die
Radfahrerinnen und Radfahrer von ei-

nem massiven Regenschauer „heim-
gesucht“. Trotz durchnässter Kleidung
erreichte die Gruppe geschlossen den
Kontrollpunkt, gleich hinter der Gren-
ze. Denn schließlich ging es bei der
gemeinsamen Fahrt darum, die Bedeu-
tung des Radverkehrs für den grenzü-
berschreitenden Tourismus hervorzu-
heben und für das Rad als gesundes
und vergleichsweise preiswertes Ver-
kehrsmittel zu werben.

Manfred Klasen, Eurodistrict SaarMoselle

Die vom Eurodistrict
SaarMoselle heraus-
gegebene Broschü-
re beinhaltet 150
Museen und Aus-
stellungshallen im
Saarland, Lothrin-
gen, Rheinland-
Pfalz – bis nach Lu-
xemburg. Mit dem „Pass“ können die
meisten der aufgeführten Museen
deutlich verbilligt, manche auch kos-
tenlos genutzt werden. Erhältlich ist

Vélo SaarMoselle:  Linke Radler trotzen dem Regen

Vor dem Start: Manfred Klasen (2.v.links),
Mitglieder aus Saarbrücken,
MdB Thomas Lutze (rechts).

Von links: Manfred Klasen, Dagmar Trenz und Hannelore Vatter
mit der saarländischen Rock-Legende Gerd Schneider bei der
Eröffnung

Ausstellung: Saarländische Rockgeschichte erleben
Geöffnet:

Di, Mi, Fr und So 10 – 18 Uhr
Samstags 12 – 18 Uhr
Donnerstags 10 –  20 Uhr
Montags geschlossen.
Eintritt: 3 Euro (erm. 1,50 Euro)

Die Ausstellung „Saar
Rock History“ zeigt die
Rockmusik im Saarland
von ihren Anfängen bis
in die Gegenwart. Be-
einflusst von internati-
onalen und nationalen
Rockbühnen, entwi-
ckelte sich eine leben-
dige und flächendeck-
ende Musikszene bis in
die hintersten Winkel
des Landes. Ausge-
stellt sind Bühnen-
outfits, Plakate, Fotos
und Instrumente. Ein
Proberaum lädt zum In-
die-Seiten-greifen ein.
Zu sehen ist die Aus-
stellung noch bis Ende
2011 im Historischen
Museum am Schloss.

Dagmar Trenz, Zweckverband Historisches Museum

Museumspass
„TICKET“ für 2011/ 2012 erschienen

der „Pass“ u. a. bei den betei-
ligten Museen und beim
Kooperationsbüro des Euro-
district, Talstraße 16, in Saar-
brücken.
Eine Webseite erläutert zudem
weitere grenzüberschreitende
Angebote.

Infos:  www.ticket-saarmoselle.eu,
Tel. (06 81) 506 - 8012

Manfred Klasen, Eurodistrict SaarMoselle



Gesamtschule Rastbachtal

Proteste in Burbach:
Uns stinkt´s!
Jede Mutter und jeder Vater ist stolz,
wenn die eigenen Kinder es endlich
gelernt haben, die häusliche Toilet-
te regelmäßig zu benutzen und sie
in hygienisch einwandfreiem Zu-
stand zu hinterlassen. Wenn Eltern
ihre Kinder zur Erfüllung des staatli-
chen Bildungs- und Erziehungs-
auftrages in die Obhut der Schule
übergeben, müssen sie sicher sein,
dass ihre bisherigen Erziehungs-
erfolge nicht durch schulische Situ-
ationen in Frage gestellt werden.
So gesehen, sind sowohl aus hygieni-
schen Gründen als auch aus pädago-

Eine breite Beteiligung und Mitbestim-
mung ist für DIE LINKE. Fraktion im
Regionalverband Auftrag der Bürger-
innen und Bürger. Bei der Wahl zum Auf-
sichtsrat für die Saar-
land Heilstätten GmbH
(SHG) hatte die
Verwaltungsspitze ge-
meinsam mit den Frak-
tionen von CDU und SPD
Politik nach Gutsherren-
art betrieben. Ihre Kan-
didaten wurden durch-
gewählt, die Opposition
war außen vor. Das
KSVG sieht u. a. bei der Vertretung von
Kommunen in Unternehmen in
Privatrechtsform eine Einigung vor, d.h.
die Vertreter für den Aufsichtsrat sollen
im Konsens der Parteien bestimmt wer-
den. Immerhin entfallen fast 40 % der
Stimmen im Regionalverband auf die
Oppositionsparteien. Gerade nach der
skandalösen Abfindung von 700.000

Wahl für SHG-Aufsichtsrat

LINKE für mehr Transparenz im
Regionalverband

Euro an den ehemaligen Geschäftsfüh-
rer der SHG Joachim Wild, wäre eine Be-
teiligung aller Fraktionen notwendig ge-
wesen. Bei der Wahl am 16.06.2011

hatte DIE LINKE Sigurd
Gilcher für den Auf-
sichtsrat vorgeschlagen.
Bei der offenen Abstim-
mung erhielt dieser auch
die Stimmen von FDP
und Grünen. Das Wahl-
verfahren war nach Auf-
fassung der Oppositi-
onsparteien fehlerhaft,
die Durchführung fand

teils unter tumultartigen Umständen
statt. LINKE, FDP und Grüne haben des-
halb Beschwerde bei der Kommunalauf-
sicht eingelegt. Der Regionalverband
hält 40 % der SHG-Anteile. Diese gehö-
ren allen Bürgerinnen und Bürgern des
Regionalverbandes, nicht nur den Funk-
tionären der großen Parteien.

Jürgen Trenz,  Gesundheitsausschuss

Barrierefreiheit ist nicht erst seit der
UN-Behindertenrechtskonvention eine
sowohl im Bundes- (BGG) als auch im
Landesrecht (SGBB) geregelte gesetz-
liche Pflichtaufgabe. Legt man die ge-
setzliche Definition des Begriffs an,
dann ist das Saarbrücker Schloss nicht
barrierefrei, weil es etwa an einem
Leitsystem für Blinde und Seh-
behinderte fehlt. Das Soziale Dienst-
leistungszentrum ist nicht barrierefrei,
weil stärker Gehbehinderte oder
Rollstuhlfahrer dieses nicht „in der
sonst üblichen Art und Weise und
ohne fremde Hilfe“ – wie gesetzlich
bestimmt – nutzen können.
Erbprinzenpalais und Altes Rathaus
sind für Rollstuhlfahrer überhaupt nicht
zu betreten. Die meisten Schulen des
Regionalverbands sind für Schüler im
Rollstuhl nicht zu nutzen. Auch viele
Bescheide und Texte des Regionalver-
bandes sind unverständlich oder

schlecht lesbar und daher nicht barriere-
frei.
Die immer wieder öffentlich vorgetra-
gene Leugnung der fehlenden Barriere-
freiheit oder auch der Verweis auf den
(gegenüber der Barrierefreiheit nach-
rangigen) Denkmalschutz erscheinen
kontraproduktiv, ebenso Hinweise auf
bestimmte Summen, die bereits inves-
tiert wurden. DIE LINKE fordert eine
Agenda für mehr Barrierefreiheit im
Regionalverband, die konkrete Schrit-
te bis zur gesetzlich vorgesehenen
Frist, dem 01.01.2014, enthält. Ent-
sprechend ihrer Bedeutung sollte die
Herstellung der Barrierefreiheit auch in
Form eines eigenen Titels im Haushalt
des Regionalverbandes berücksichtigt
werden. So wird sichergestellt, dass
eingestellte Gelder auch tatsächlich
zweckentsprechend verausgabt wer-
den.

Mike Botzet, Sozialausschuss

Barrierefreiheit im Regionalverband

Konkrete Planung und eigener
Haushaltstitel gefordert

gischer Sicht hohe Anforderungen an
den Zustand von Toilettenanlagen an
unseren Schulen zu stellen. Schulen
dürfen nicht durch untragbare hygie-
nische Zustände den gemeinsamen
Erziehungsauftrag von Eltern und
Schule konterkarieren.
Die Hinweise der Regionalverbands-
verwaltung auf „leere Kassen“, den
Investitionsstau von rund 25 Millionen

Euro und eine vorliegende „Prioritäten-
liste“ taugen vielleicht zur Abwehr von
überzogenen Wünschen und
Begehrlichkeiten mancher Schul-
vertreter. In diesem Falle muss aber
das Gesundheitsamt gehört werden.
Sollte dieses – bei der von unserer
Fraktion beantragten Überprüfung der
hygienischen Verhältnisse – zu nega-
tiven oder grenzwertigen Ergebnissen
kommen, dann muss sich in Sachen
Toilettenanlage an der Rastbachtal-
schule sofort und nicht erst in 2012
etwas tun!
Der Gesundheit unserer Schüler-
innen und Schüler gebührt Vorrang
vor Prestige- und Verschönerungs-
maßnahmen!

Sigurd Gilcher, GBS

Puuh… hier stinkt´s!

Einmalig im Saarland

Arbeitslose reden
im Beirat des
Jobcenters mit

Zukünftig wird im Saarland erstma-
lig eine Arbeitslosenorganisation im
Beirat eines Jobcenters vertreten
sein. Auf Initiative des linken Vertre-
ters in der Trägerversammlung des
Jobcenters ist die „Koordination
Saarländischer Arbeitslosen-
initiativen“ in den Beirat aufgenom-
men worden. Der Beirat beschäftigt
sich insbesondere mit den
arbeitsmarktpolitischen Instrumen-
ten und deren Anwendung.

Ab sofort wird die Stimme der di-
rekt Betroffenen die Arbeitsmarkt-
politik wie die Bürgerarbeit kritisch
und konstruktiv begleiten können.
Die Sicht und die Erfahrungen de-
rer, die Arbeitsmarktpolitik und ihre
Auswirkungen am eigenen Leib spü-
ren, sind durch nichts zu ersetzen!
Die Beteiligung von Arbeitslosen an
der Diskussion wird sicher nicht nur
den direkt Betroffenen nutzen, son-
dern auch den Jobcentern. So kann
rechtzeitig, im Vorfeld der Umset-
zung von Maßnahmen, auf Schwie-
rigkeiten und Befindlichkeiten der
Langzeitarbeitslosen hingewiesen
und dadurch Fehler und unnötiger
Ärger vermieden werden.

Manfred Klasen,
Trägerversammlung Jobcenter Saarbrücken

Die Bundesregierung hat das Jahr
2011 zum „Jahr der Pflege“ erklärt,
doch die dringend notwendige Pflege-
reform soll nun doch erst 2012 ein-
geführt werden. Die von CDU, CSU
und FDP momentan geplante Familien-
pflegezeit, die man den pflegenden
Angehörigen einräumen will, ist je-
doch eher eine Entlastung für Arbeit-
geber und Versicherungen.
Außerdem ist eine ergänzende Kapital-
deckung der Pflegeversicherung im
Gespräch, bei der alle Beschäftigten
mit einer Kopfpauschale belastet wer-
den und die Arbeitgeber außen vor
bleiben sollen. Damit setzt die Bun-
desregierung ihre Politik der immer
stärkeren Belastung der Beschäftigten
und der Entlastung der Unternehmen
fort.
Stattdessen sollte sich die Politik mit
Ärzten und Gewerkschaften gemein-
sam um soziale und gerechte Alter-

nativen für eine Weiterentwicklung der
Pflegeversicherung bemühen. Denn
entgegen anders lautender Beteuerun-
gen wartet eine gut gefüllte Kasse der
Pflegeversicherung darauf, an die Pfle-
gebedürftigen verteilt zu werden.

Wir alle haben eine immer höhere Le-
benserwartung, leider nicht ohne die
Auswirkungen des Alters. So wird ein
immer größerer Teil der Bevölkerung
pflegebedürftig, zwangsläufig erhöht
sich der Bedarf an professionellen
Pflegekräften. Es wäre endlich an der
Zeit, dass Politik und Gewerkschaften
auch hier mal genau hinschauen: Die
Arbeitsbedingungen und Tarifverträge
müssen dringend überarbeitet wer-
den, um die physisch wie psychisch
sehr belastende Arbeit der Altenpfle-
ger/-innen attraktiver zu gestalten.

Hannelore Vatter, Pflegeausschuss

Vieles wird über die Köpfe der Men-
schen entschieden. DIE LINKE lässt
die Bürger selber sprechen. In
Völklingen besuchte die Fraktion Ein-
richtungen aus dem Sozial- und
Jugendbereich. Start war in der
Gatterstraße, wo sich u. a. die
Völklinger Tafel und die Schuldner-
beratung befinden, die beide vom
Diakonischen Werk getragen werden.

Aufgrund der langen Wartezeit für
Ratsuchende fordert DIE LINKE
mindestens eine zusätzliche halbe
Stelle. Hoch engagiert sind die Mitar-
beiter/-innen des Kinderhauses in der
Marktstraße, das besonders für Fa-
milien in der Innenstadt eine
niederschwellige Anlaufstelle ist. Am
Ende des langen Tages stand der Be-
such des Jugendzentrums in der
Hofstattstraße auf der Tagesordnung.
Beeindruckt von den vielen intensiven
Gesprächen trafen wir uns schließlich
mit Mitgliedern der Völklinger Frakti-
on zum Abschlussgespräch. Soziale
Einrichtungen sind notwendiger denn
je, so das Fazit der Fraktion.

Einig war man sich darüber, dass die
Mittelstadt Völklingen die „Sozial-
Card“ des Regionalverbandes einfüh-
ren sollte. Ermäßigter Eintritt in kul-
turelle Einrichtungen und sportliche
Bereiche sind dabei ebenso notwen-
dig, wie verbilligte Tickets beim Bus-
verkehr. Die Fraktion wird weiterhin
Städte und Gemeinden im Regional-
verband besuchen, um sich ein Bild
über die jeweilige Situation vor Ort zu
machen. Interessierte können sich
deshalb jederzeit mit Fraktions-
geschäftsführerin Angela Rösel,
(0681) 506 - 89 00, in Verbindung
setzen.

Jürgen Trenz, Fraktionsvorsitzender

Besuch von Tafel, Kinderhaus u. Jugendzentrum

Fraktion vor Ort in Völklingen

2011 - Das Jahr der Pflege

Gute Pflege sozial gerecht finanzieren

Eine Runde kicken mit den Kids


